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Sachgebiet 2170 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
— Drucksache 10/4662 — 


A. Problem 

Nach dem geltenden Recht wird bei Kriegsopfern die Grund- 
rente nach dem Budesversorgungsgesetz nicht als Einkommen 
im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes berücksichtigt. 

Demgegenüber sind Rentenleistungen, die Verfolgte national- 
sozialistischer Gewaltmaßnahmen und deren Hinterbliebene 
aufgrund eines Schadens an Körper oder Gesundheit oder ei- 
nes Schadens an Leben nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz erhalten, als Einkommen anzurechnen. 

Diese unterschiedliche Behandlung von Kriegsopfern und Ver- 
folgten ist nicht gerechtfertigt und soll daher beseitigt werden. 


B. Lösung 

Erweiterung der Ausnahmeregelung des § 76 Abs. 1 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes: Die Renten oder Beihilfen für Schaden 
an Körper oder Gesundheit und für Schaden an Leben nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz gehören bis zur Höhe ver- 
gleichbarer Grundrenten nach dem BVG nicht zum Einkom- 
men im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Angesichts der geringen Anzahl der von der Regelung begün- 
stigten Personen sind die den Trägern der Sozialhilfe durch die 
Gesetzesänderung entstehenden Mehrkosten verhältnismäßig 
gering. Sie werden bundesweit geschätzt rd. 1,8 Mio. DM betra- 
gen, wobei für die Zukunft mit einer abnehmenden Kostenten- 
denz zu rechnen ist. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/4662 — mit der Maßgabe, daß 

1. die Artikel die Nummern 1, 2 und 3 erhalten, 

2. in Artikel 1 Satz 1 die Worte „zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Juni 1985 
(BGBl. I S. 1081)“ durch die Worte „das zuletzt durch Gesetz vom 21. Juni 1985 
(BGBL I S. 1081) geändert worden ist“ ersetzt werden, 

im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 10. September 1986 


Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Jaunich 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Jaunich 


Der Deutsche Bundestag hat den vom Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 204. Sitzung 
am 13. März 1986 an den Ausschuß für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit federführend, an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur Mitbe- 
ratung und an den Haushalts aus schuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Stellungnahme vom 14. Mai 1986 einstimmig 
die Annahme des Gesetzentwurfs empfohlen. Der 
Haushaltsausschuß wird seinen Bericht gemäß § 96 
GO gesondert abgeben. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit hat — nach Benennung des Berichterstat- 
ters am 16. April 1986 — die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 25. Juni 1986 behandelt und sich einstimmig 
für die Annahme des Gesetzentwurfs unter Berück- 
sichtigung der in der Beschlußempfehlung genann- 


ten Änderung ausgesprochen; bei dieser handelt es 
sich lediglich um eine redaktionelle Textverbesse- 
rung, die u. a. Mißverständlichkeiten hinsichtlich der 
Eingangszitierweise der geltenden Regelung des 
BSHG ausschließen soll. Zur Sache betonten sowohl 
die Fraktionen der CDU/CSU und FDP als auch die 
Fraktion der SPD, daß mit dem Bundesratsentwurf 
auch ihren eigenen Vorstellungen nach Gleichbe- 
handlung der hier angesprochenen NS-Opfer mit 
den Kriegsopfern im Sozialhilferecht Rechnung ge- 
tragen werde. Sie verwiesen insoweit auf die bereits 
zur 3. Lesung des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Bundessozialhilfegesetzes in der 140. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 23. Mai 1985 einge- 
brachten Entschließungsanträge. Zur Begründung 
des praktisch in unveränderter Form gebilligten Ge- 
setzentwurfs kann im übrigen auf die Drucksache 
10/4662 Bezug genommen werden. 


Bonn, den 10. September 1986 


Jaunich 

Berichterstatter 
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